
- Gewerkschaften 
- Behindertenbeirat 
- Integrationsamt 

Priorität: El Sehr hoch El Wichtig El Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: Sollte begonnen sein bis: Sollte beendet sein bis: 

El Ständige Aufgabe 

Haushalt: 0 Keine Kosten, weil El Ohne Kosten El Zuständigkeit Dritter 
Fördermittel El andere Gründe 

El Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr! in den Haushaltsjahren 

AG 4 Soziale Sicherheit, Gesundheit und Pflege 

Hauptziel 

Zur Entwicklung einer inklusiven Stadtgesellschaft gehört eine inklusive Grundhaltung, für die die 
Menschen unserer Stadt sensibilisiert werden müssen. Dazu bedarf es umfassender Informations-
und Beratungsangebote. 

Voraussetzung dafür ist, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung in Brandenburg 
an der Havel tätigen umfassend über das Thema lnklusion informiert sind und das eine positive 
Haltung entwickelt haben. 

Ebenso braucht es zur Entwicklung der inklusiven Stadtgesellschaft eine aussagekräftige verlässliche 
Datenlage über Stolpersteine, Barrieren und andere Hindernisse zu vollständigen Teilhabe und 
Teilnahme am Leben der Stadtgesellschaft. Die Erschließung und Bereitstellung sozialräumlicher 
Daten für die Stadt Brandenburg an der Havel ist wichtige Grundlage für die weitere zielgerichtete 
Stadtentwicklung, für die Förderung eines guten Zusammenlebens, der Gestaltung von 
Begegnungsmöglichkeiten im sozialen Nahraum sowie die Stärkung der Nachbarschaftshilfe. 

Maßnahme 

Es werden langfristig angelegt öffentliche Aktionen entwickelt und gestaltet, um ein positives 
Verständnis von Inklusion in der Stadt zu fördern. 



Kurzbeschreibung 

Eine solche Kampagne muss langfristig angelegt sind und umfasst 

- Inklusionstage oder Inklusionswochen, 
- Informationsveranstaltungen, 
- Aktivitäten und öffentlichkeitswirksame Kampagnen, 

Projekte an Schulen zu Inklusion, 
Werbung in lokalen Medien (Zeitung, Kinowerbung), 
usw. 

Verantwortlich / Zuständig: 

- Träger und Erbringer der Leistungen 
- Sozialplanung 
- Jugendhilfe-Planung 

Schulträger/Schulamt Schulen 
Behindertenbeauftragter der Stadt 
Integrationsbeauftragte der Stadt 

Priorität: 	El Sehr hoch 	 El Wichtig 	 El Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: 	Sollte begonnen sein bis:  	Sollte beendet sein bis: 	  

0 Ständige Aufgabe 

Haushalt: 	0 Keine Kosten, weil El Ohne Kosten 	0 Zuständigkeit Dritter 
Fördermittel 	EI andere Gründe 

o Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr / in den Haushaltsjahren 	  

Maßnahme 

Erfassung und Bereitstellung verlässlicher Daten zur Barrierefreiheit im öffentlichen Raum. 

Kurzbeschreibung 

Ohne eine realistische Analyse der vorhandenen Barrieren, Einschränkungen der Zugänglichkeiten 
und Stolpersteine und die Erhebung solider Planungsdaten ist weder eine inklusive 
Stadtentwicklungsplanung möglich noch eine zuverlässige Beratung von Menschen mit 
eingeschränkten Teilhabe- und Teilnahmemöglichkeiten. 

Eine solche Analyse ist regelmäßig fortzuschreiben. 

Verantwortlich / Zuständig: 



Priorität: 0 Sehr hoch 0 Wichtig 3 Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: Sollte begonnen sein bis: Sollte beendet sein bis: 

Ständige Aufgabe 

Haushalt: 0 Keine Kosten, weil 0 Ohne Kosten El Zuständigkeit Dritter 
Fördermittel 0 andere Gründe 

El Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr! in den Haushaltsjahren 

Maßnahme 

Eine Information /Ein Ratgeber über die barrierefreien Einrichtungen der Stadt wird erstellt und 
regelmäßig weiter fortgeschrieben, in schriftlicher Form, auch in einfacher Sprache, sowie in Form 
einer barrierefreien Website. 

Kurzbeschreibung 

Jeder muss sich problemlos darüber informieren können, welche Orte, medizinischen Einrichtungen 
(Krankenhäuser, Ärzte, Therapieeinrichtungen usw.), Kultur- und Sportstätten, Ämter in der Stadt er 
problemlos erreichen und besuchen kann. Das gilt nicht nur für Menschen mit Behinderungen, da 
jeder auch kurzfristig betroffen sein kann, ebenso aber auch für Neubürger und Touristen der Stadt. 

Dabei ist zu beachten, dass ein einheitlicher Symbolkatalog für nichtlesende Menschen benutzt wird 
und Wegweiser in öffentlichen Gebäuden mit sich selbst erklärenden Symbolen ergänzt werden. 

Verantwortlich / Zuständig: 

- Stadtverwaltung 
- regionale Sozialversicherungsträger (KV, PV, RV) 

Leistungserbringer wie Ärzte, Therapeuten 
- öffentliche Einrichtungen ... 

Priorität: 	El Sehr hoch 	 0 Wichtig 	 El Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: 	Sollte begonnen sein bis:  	Sollte beendet sein bis: 	  

0 Ständige Aufgabe 



Haushalt: 	0 Keine Kosten, weil EI Ohne Kosten 	3 Zuständigkeit Dritter 

	

Fördermittel 	0 andere Gründe 

El Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr! in den Haushaltsjahren 	  

Maßnahme 

Jeder Bürger in der Stadt muss das Notruf-System nutzen können. Dafür sind entsprechende Lösungen 
zu schaffen, unter anderen 
> für gehörlose Menschen, 
> für stumme Menschen, 
> für seheingeschränkte und blinde Menschen, 
> für schwerstmehrfach behinderte Menschen, 
> für nicht Deutsch sprechende Menschen 
> und andere. 

Kurzbeschreibung 

Gerade Menschen in besonderen Situationen sind darauf angewiesen, schnell und unkompliziert 
Hilfe anzufordern und zu bekommen. Deshalb sind entsprechende Kommunikations- bzw. 
Möglichkeiten des Notrufes zu schaffen, die allen unkompliziert zugänglich sind. 

Um dieses auch auf Landesebene sicherzustellen, soll der Behindertenbeirat eine Petition an den 
Landesbehindertenbeauftragten schreiben, um dies für das Land einzufordern. 
(Anmerkung: Wäre es nicht sinnvoller, dass die SVV die Oberbürgermeisterin beauftragt, dies im 
Auftrag der SVV zu schreiben?) 

Verantwortlich / Zuständig: 

- 	Behindertenbeirat 

Priorität: 0 Sehr hoch 3 Wichtig El Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: Sollte begonnen sein bis: Sollte beendet sein bis: 

El Ständige Aufgabe 

Haushalt: 0 Keine Kosten, weil 0 Ohne Kosten 3 Zuständigkeit Dritter 
Fördermittel 3 andere Gründe 

> Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr! in den Haushaltsjahren 	  



Maßnahme 

Zur Entwicklung des Zusammenlebens und zur Stärkung der Nachbarschaftshilfe werden in den Stadt-
oder Ortsteilen Begegnungsmöglichkeiten geschaffen. 

Kurzbeschreibung 

Das Zusammenleben in der Vielfalt der Stadtbevölkerung kann nur über Begegnungen entwickelt und 
gestaltet werden. Im sozialen Nahraum wird das soziale Miteinander gefördert, hier kann sich durch 
Information und Aufklärung auch die Umsicht und Aufmerksamkeit der Bevölkerung entwickeln. 
In diesem Kontext kann die Rolle der Ombudspersonen nach BbgPBWoG aktiviert werden. 

Verantwortlich / Zuständig: 

Stadtverwaltung 
Selbsthilfegruppen 

Priorität: El Sehr hoch 0 Wichtig 0 Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: Sollte begonnen sein bis: Sollte beendet sein bis: 

0 Ständige Aufgabe 

Haushalt: 0 Keine Kosten, weil 0 Ohne Kosten El Zuständigkeit Dritter 
Fördermittel 0 andere Gründe 

o Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr! in den Haushaltsjahren 

Maßnahme 

Alle Bescheide der öffentlichen Verwaltung werden barrierefrei und in einfacher Sprache (ohne 
Abkürzungen) verfasst. 

Kurzbeschreibung 

Amtsbescheide in einfacher Sprache sind eine Erleichterung für weite Teile der 
Stadtbevölkerung. Der Kerninhalt des Bescheids kann in einfacher Sprache in einem Kasten auf 
der ersten Seite des Bescheids zusammenfassen dargestellt werden. Die Rechtssicherheit und 
erforderlichen rechtlichen Aussagen können dann im Folgenden ausgeführt werden. 
In entsprechenden Fortbildungen sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung 
dafür zu qualifizieren. 

Verantwortlich / Zuständig: 



- Stadtverwaltung 

Priorität: 0 Sehr hoch 0 Wichtig 0 Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: Sollte begonnen sein bis: Sollte beendet sein bis: 

0 Ständige Aufgabe 

Haushalt: 0 Keine Kosten, weil 0 Ohne Kosten 0 Zuständigkeit Dritter 
Fördermittel 0 andere Gründe 

3 Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr / in den Haushaltsjahren 	  

Maßnahme 

Sensibilisierung des Fachpersonal im Gesundheitswesen für den Umgang mit Teilhabe-
eingeschränkten Menschen. 

Kurzbeschreibung 

In vielen Einrichtungen des Gesundheitswesens und in Pflegeheimen gibt es keine 
Gebärdendolmetscher. Teilweise werden Menschen mit Behinderungen in den Praxen („haben ja 
Zeit") benachteiligt. Oft liegt keine Sachkenntnis der professionellen Helfer über Bedingungen der 
Behinderung und den sich daraus ergebenden Anforderungen an die Behandlung vor. Vielen ist 
unklar, wie eine Praxis barrierefrei auszustatten ist. Befunde werden oft nicht in der angemessenen 
Form erklärt. Damit sind Menschen mit Behinderungen, auch mit psychischen Erkrankungen sowie 
Menschen aus anderen Kulturkreisen in Gefahr, in der medizinisch-pflegerischen Versorgung 
benachteiligt zu werden. 

Alle Menschen, auch die mit Behinderungen jedweder Art, müssen die nötige Unterstützung bei der 
eigenständigen Bewältigung für ihre Gesundheit erhalten. Dazu ist es wichtig, dass Ärzte ihre 
Patienten mit Behinderung in einfacher Sprache und direkt ansprechen. 

Um diese Sensibilisierung zu erreichen sind erforderlich: 

- Fortbildungen für Fachkräfte zu verschiedenen Themenfeldern der lnklusion und den 
Bedingungen der Behinderungen 

- Erarbeitung einer „Checkliste lnklusion" für Ärzte, Apotheken, Reha-Einrichtungen, 
Physiotherapiepraxen, Pflegedienste, Beratungsstellen, etc. 

Verantwortlich / Zuständig: 

- Stadtverwaltung 



- 	Behindertenbeauftragter der Stadt in Kooperation mit dem Beirat für Menschen mit 
Behinderung 

Priorität: 	0 Sehr hoch 	 0 Wichtig 	 3 Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: 	Sollte begonnen sein bis: 

 

Sollte beendet sein bis: 

 

    

El Ständige Aufgabe 

   

Haushalt: 	0 Keine Kosten, weil 0 Ohne Kosten 	3 Zuständigkeit Dritter 

	

Fördermittel 	El andere Gründe 

o Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr! in den Haushaltsjahren 

Maßnahme 

Entwicklung eines Gütesiegels für inklusive Einrichtungen. 

Kurzbeschreibung 

Durch ein von der Stadt zu vergebendes Gütesiegel können Anreize geschaffen werden, um 
Einrichtungen inklusiv umzugestalten und weiterzuentwickeln. 

Durch die Veröffentlichung guter Beispiele wächst die Akzeptanz. 

Verantwortlich / Zuständig: 

- Stadtverwaltung 
- Behindertenbeauftragter der Stadt in Kooperation mit dem 
- Beirat für Menschen mit Behinderung 

Priorität: 	0 Sehr hoch 	 El Wichtig 	 3 Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: 	Sollte begonnen sein bis: 

  

Sollte beendet sein bis: 

 

      

Ständige Aufgabe 

     

Haushalt: 	0 Keine Kosten, weil 0 Ohne Kosten 
Fördermittel 

3 Zuständigkeit Dritter 
0 andere Gründe 

El Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr! in den Haushaltsjahren 

    

    



Maßnahme 

Zugänglichkeit für alle Menschen zu medizinischen Vorsorgeleistungen. 

Kurzbeschreibung 

Jeder, zum Beispiel auch ein Mensch mit Behinderungen, hat den gleichen Anspruch auf 
Präventionsleistungen, die benötigt werden. Auch die Vorsorgeleistungen der Krankenkassen müssen 
für Menschen mit Behinderungen nutzbar sein. 

Verantwortlich / Zuständig: 

- Öffentliches Gesundheitswesen 
- Träger der Krankenversicherung 
- Reha-Einrichtungen 

Priorität: 	El Sehr hoch 	 D Wichtig 	 0 Kann später umgesetzt werden 

Zeitraum: 	Sollte begonnen sein bis:  	Sollte beendet sein bis: 	  

0 Ständige Aufgabe 

Haushalt: 	0 Keine Kosten, weil 0 Ohne Kosten 	EI Zuständigkeit Dritter 
Fördermittel 	0 andere Gründe 

El Geschätzte Kosten in Höhe von 	 €; 
einzuplanen im Haushaltsjahr! in den Haushaltsjahren 	  

AG 5 Freizeit — Tourismus — Kultur 

Hauptziel 

In den Bereichen Freizeit, Tourismus und Kultur können alle auf Augenhöhe miteinander ins 
Gespräch kommen. 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8

